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Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 

§ 74a Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder 

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen regelt das Landesrecht. Dabei können alle 
Träger von Einrichtungen, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für 
den Betrieb der Einrichtung erfüllen, gefördert werden. Die Erhebung von 
Teilnahmebeiträgen nach § 90 bleibt unberührt. 
 

§ 80 Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer 
Planungsverantwortung  

1.den Bestand an Einrichtungen und Diensten festzustellen, 
2.den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensorgeberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und 
3.die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und 
ausreichend zu planen; dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein 
unvorhergesehener Bedarf befriedigt werden kann. 
 

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insbesondere  
1.Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können, 
2.ein möglichst wirksames, vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot von 
Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist, 
3.junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen 
besonders gefördert werden, 
4.Mütter und Väter Aufgaben in der Familie und Erwerbstätigkeit besser miteinander 
vereinbaren können. 
 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zwecke 
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie überörtlich tätig sind, im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung des überörtlichen Trägers vom Landesjugendhilfeausschuss zu 
hören. Das Nähere regelt das Landesrecht. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf hinwirken, dass die 
Jugendhilfeplanung und andere örtliche und überörtliche Planungen aufeinander 
abgestimmt werden und die Planungen insgesamt den Bedürfnissen und Interessen 
der jungen Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen. 
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BayKiBiG 

Art. 28 Investitionskostenförderung 

1Der Staat gewährt nach Maßgabe des Art. 10 des Bayerischen 
Finanzausgleichsgesetzes Finanzhilfen zu Investitionsmaßnahmen an 
Kindertageseinrichtungen, soweit Gemeinden, Landkreise, 
Verwaltungsgemeinschaften und kommunale Zweckverbände die Investitionskosten 
unmittelbar oder in Form eines Investitionskostenzuschusses tragen. 2Die 
Gewährung von Finanzhilfen setzt zudem voraus, dass die Kindertageseinrichtung 
nach Art. 19 förderfähig ist. 3Sie beschränken sich auf den nach Art. 7 anerkannten 
Bedarf. 

Art. 19 Fördervoraussetzungen für Kindertageseinrichtungen 

Der Förderanspruch in Bezug auf Kindertageseinrichtungen (Art. 18 Abs. 1 bis 3 Satz 
1 Alternative 2) setzt voraus, dass der Träger 

1. eine Betriebserlaubnis nachweisen kann, 
2. geeignete Qualitätssicherungsmaßnahmen durchführt, d.h. die pädagogische 
Konzeption der Kindertageseinrichtung in geeigneter Weise veröffentlicht sowie eine 
Elternbefragung oder sonstige, gleichermaßen geeignete Maßnahme der 
Qualitätssicherung jährlich durchführt, 
3. die Grundsätze der Bildungs- und Erziehungsarbeit und die Bildungs- und 
Erziehungsziele (Art. 13) seiner eigenen träger- und einrichtungsbezogenen 
pädagogischen Konzeption zugrunde legt, 
4. die Einrichtung an mindestens vier Tagen und mindestens 20 Stunden die Woche 
öffnet, 
5. Elternbeiträge 
a) entsprechend den Buchungszeiten, die auf Grund des Art. 32 Satz 1 Nr. 4 
festgelegt sind, staffelt und 
b) soweit für das Kind nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 und 2 ein Anspruch auf einen 
Zuschuss besteht, in gleicher Höhe ermäßigt, 
6. den vollständigen Förderantrag bis spätestens 30. April des auf den 
Bewilligungszeitraum (Art. 26 Abs. 1 Satz 4) folgenden Jahres stellt, 
7. die Aufnahme eines Kindes mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der 
Sitzgemeinde der Einrichtung binnen drei Kalendermonaten der 
Aufenthaltsgemeinde oder in den Fällen des Art. 18 Abs. 1 Satz 2 dem örtlich 
zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in Textform anzeigt, 
8. die aktuellen Daten für die kindbezogene Förderung unter Verwendung des vom 
Freistaat kostenlos zur Verfügung gestellten Computerprogramms jeweils zum 15. 
Januar, 15. April, 15. Juli und 15. Oktober jeden Jahres an das zuständige 
Rechenzentrum meldet und 
9. auf die Förderung nach diesem Gesetz sowie die staatliche Leistung nach Art. 23 
Abs. 3 Satz 1 und 2 durch Aushang an geeigneter Stelle hinweist und 
10. die Vorschriften dieses Gesetzes und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften sowie die Art. 5 und 6 BayIntG beachtet. 

Art. 7 Örtliche Bedarfsplanung 

1Die Gemeinden entscheiden, welchen örtlichen Bedarf sie unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Eltern und ihrer Kinder für eine kindgerechte Bildung, Erziehung 
und Betreuung sowie sonstiger bestehender schulischer Angebote anerkennen. 
2Hierbei sind auch die Bedürfnisse von Kindern mit bestehender oder drohender 



Behinderung an einer wohnortnahen Betreuung in einer Kindertageseinrichtung im 
Sinn dieses Gesetzes zu berücksichtigen. 3Die Bedarfsplanung nach § 80 SGB VIII 
bleibt unberührt. 4Die Gemeinden haben die Entscheidung nach Satz 1 entsprechend 
den örtlichen Gegebenheiten regelmäßig zu aktualisieren. 

 

BayFAG 

Art. 10 Kommunaler Hochbau 

(1) Der Staat gewährt nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt an 
Gemeinden und Gemeindeverbände Zuweisungen zum Bau von 

1. Schulen einschließlich schulischer Sportanlagen, 
2. Kindertageseinrichtungen, 
3. sonstigen öffentlichen Einrichtungen. 
 
 
 
 
 

 


